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WERTEKOMMISSION 

Globalisierung als politische 
Gestaltungsaufgabe 

..Die CDU versteht die Glo- 
balisierung nicht als blin- 
des Schicksal oder Schreck- 
gespenst der Fremdbe- 
stimmung, sondern als 
ordnungspolitische Gestal- 
tungsaufgabe", sagte die 
CDU-Vorsitzende Angela 
Merkel in einem Presse- 
gespräch. 

Anlass dafür war die Vor- 

stellung des Papiers „Glo- 
balisierung - Herausforde- 
rung an die politische Hand- 
lungsfähigkeit", dass die 

CDU-Wertekommission er- 
arbeitet hat. Ihr Vorsitzen- 
der Christoph Bohr betonte 
bei der Präsentation die un- 
geheuren 

EVP-ED-Fraktion 

Hans-Gert Pöttering als 

Fraktionsvorsitzender 

bestätigt 
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Wertekommission 

HEUTE AKTUELL 

Erste Ergebnisse der Re- 
präsentativen Wahlstati- 
stik (Seite 4) Angela 
Merkel: Aufstand des Ge- 
wissens (Seite 5-6) Ana- 
lyse von Friedrich Merz: 
1,3 Millionen Arbeits- 
plätze verloren (Seite 7) 

Bremen - 25jährige 
Dienstjubiläum für Bernd 
Neumann (Seite 8) 
Dank an Hartmut Per- 
schau (Seite 8) Laurenz 
Meyer besucht Hospiz 
(Seite 9) EU-Agrarre- 
form - Langes Verhandeln 
hat sich gelohnt (Seite 10) 

Thüringen: Dieter Alt- 
haus wieder gewählt (Sei- 
te 11) EVP-ED und SPE 
einig bei Parlamentspräsi- 
dentenwahl (Seite 11) 
Paziorek: Emissionshandel 
bedarf weiterer Regeln 
(Seite 12) Hintze: Tri- 
umph der Stabilität (Seite 
12) Böhmer: Ausbau der 
Kinderbetreuung ungenü- 
gend (Seite 13) Eich- 
horn: Familienministerin 
macht Gesetze auf Kosten 
der Kommunen (Seite 14) 

Kaupa: Gesellschaft 
trägt Verantwortung für 
Jugendliche (Seite 15) 

• Chancen der Globali- 
sierung, beispielsweise im 
weltweiten Kampf gegen 
die Armut. 

Die Partei- und Fraktions- 

vorsitzende Angela Merkel 
verwies darauf, dass im Zuge 
der Globalisierung das Mo- 
dell der Sozialen Marktwirt- 

schaft eine internationale 
Stärkung erfahre. Denn die 
„Global player" müssten 
westliche Standards auch in 
den Entwicklungsländern an- 
wenden, wollten sie ihre 
Absatzchancen nicht gefähr- 
den. Auf diese Weise würden 
die Unternehmen zur Huma- 
nisierung von Arbeitsbedin- 
gungen beitragen, erklärte 
Merkel. In diesem Zusam- 
menhang forderte die CDU- 
Vorsitzende die Europäer 
auf, ihre positiven Erfahrun- 
gen mit der Sozialen Markt- 

wirtschaft „selbstbewusst" 
in den Diskussionsprozess 
mit den USA einzubringen. 

Der Vorsitzende der 
CDU-Wertekommission un- 
terstrich die Bedeutung der 
Globalisierung für die welt- 
weite Durchsetzung der 
Menschen- und Freiheits- 
rechte. Dies mache deutlich, 
dass der Prozess der Globali- 

sierung über eine rein öko- 
nomische Dimension weit 
hinaus reiche, versicherte 
Bohr. Im Kern gehe es um die 
Frage, welches Menschen- 

bild Universalität erlangen 
solle. 

Angesichts des univer- 
sellen Anspruchs des islamis- 
tischen Fundamentalismus 
ließ Bohr keinen Zweifel 
daran, dass das christliche 
Menschenbild diese Ausein- 
andersetzung selbstbewußt 
bestreiten werde. Denn das 
christliche Menschenbild 
entspreche den „originären 
Interessen" des Menschen 
auf Wahrung seiner „Inte- 
grität". Der CDU-Politiker 
stellte zudem klar, dass sich 
dieser Konflikt „mit Kon- 
sens-Sauce" nicht lösen las- 
se. Diese Auseinanderset- 
zung müsse dazu führen, 
dass sich der Islam der Idee 

der Menschenrechte und ih- 
rer Universalität öffne. 

HINWEIS 

Das komplette Papier der 

Wertekommission zum 
Thema Globalisierung er- 
scheint im nächsten UiD. 

UNION IN DEUTSCHLAND - Informationsdienst der Christlich Demokratischen Union 

Deutschlands. Für den Inhalt verantwortlich: Harald Walter, Klingelhöferstraße 8,10785 Berlin, 

Telefon 0 30-220 70-3 72, e-mail: uid@cdu.de, Verlag: Union Betriebs GmbH, Egermannstraße 

2,53359Rheinbach, Telelefon02226-802-0, Telefax02226-802-111-333. Vertrieb:Telelefon 

02226-802-213, e-mail: oliver.murmann@ubg-medienzentrum.de. Verlagsleitung: Bernd Pro- 

fittlich. Bankverbindung: Sparkasse Bonn, Konto Nr. 7510183 (BLZ 380 500 00), Postbank Köln 

Nr. 1937 95-504 (BLZ 370100 50). Abonnementspreis jährlich 32,00 € Einzelpreis 1,00 €. Ab- 

bestellung schriftlich oder per e-mail nur unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten zum Quar- 

talsende. Herstellung: Vereinigte Verlagsanstalten GmbH, Düsseldorf. 

23IO4 



EVP/ED-FRAKTION 

Hans-Gert Pöttering als Fraktions- 
vorsitzender bestätigt 

Hans-Gert Pöttering ist mit 
96% der Stimmen als Vor- 
sitzender der Fraktion der 
Europäischen Volkspartei 
(Christliche Demokraten) 
und europäischer Demokra- 
ten (EVP-ED-Fraktion) im 
Europäischen Parlament für 
weitere zweieinhalb Jahre 
bis zur Hälfte der Legisla- 
turperiode (Dezember 2006) 
wiedergewählt worden. 

„Ich freue mich über das 
große Vertrauen, das mir die 
Fraktion heute erneut ausge- 
sprochen hat. Die Fraktion ist 

stark und mit großer Ge- 
schlossenheit aus den Euro- 
pawahlen hervorgegangen 

und ich werde alles tun, da- 
mit wir unsere politischen 
Ziele im Europäischen Parla- 
ment effizient vertreten. Zu 
Beginn dieser Legislaturperi- 
ode wird es eine persönliche 
Aufgabe des Fraktionsvorsit- 

zenden sein, die Interessen 
großer und kleiner nationaler 
Delegationen in der Fraktion 
zusammenzuführen und die 
Abgeordneten aus den der 
Union neu beigetretenen 
Länder in die Fraktion zu in- 
tegrieren, damit diese ihre 
Politischen Aufgaben im Eu- 
ropäischen Parlament unver- 
züglich   wahrnehmen   kön- 

Hans-Gert Pöttering 

nen. Einheit und Vielfalt - 
diese Begriffe umschreiben 
unsere politische Aufgabe," 
erklärte Hans-Gert Pöttering 
nach seiner Wiederwahl: 

Die erste große politische 
Aufgabe der Fraktion werde 
die Wahl von Jose Manuel 
Barroso zum neuen Präsi- 
denten der Kommission am 
22. Juli im Europäischen Par- 

lament sein. Die EVP konnte 
bei den Staats- und Regie- 
rungschefs Barroso als ihren 
Kandidaten durchsetzen. 
Dies entsprach einer seit lan- 
gem von Pöttering erhobe- 
nen Forderung, dass das Er- 

gebnis der Europawahl, in 
Übereinstimmung mit der 

neuen Verfassung, sich bei 
der Besetzung des Amtes 
des Kommissionspräsidenten 

widerspiegeln müsse. 

Pöttering leitet die EVP- 
ED-Fraktion seit der Europa- 
wahl im Juli 1999. Aus dieser 
Wahl war die EVP-ED-Frakti- 
on erstmals in der Geschichte 

des direkt gewählten Eu- 
ropäischen Parlaments (seit 
1979) als mit Abstand größte 
Fraktion mit damals 232 Ab- 
geordneten aus 15 Ländern 
hervorgegangen. Dieses gute 
Ergebnis wurde in der Euro- 
pawahl vom 13. Juni dieses 
Jahres bestätigt. Die EVP-ED- 
Fraktion, die sich am 12. Juli 
neu konstituiert hat, zählt 
jetzt 268 Mitglieder*). Sie ist 
damit erneut größte Fraktion 
im Europäischen Parlament 
und hat Mitglieder aus allen 
25 Staaten der EU. 

Gleichzeitig hat die EVP- 
ED-Fraktion ihre stellvertre- 
tenden Vorsitzenden, ein- 
schließlich Schatzmeister, 

gewählt: Othmar KARAS, 
Österreich, als Schatzmei- 
ster; Joao de DeusPINHEIRO, 

Portugal; Ville ITÄLÄ, Finn- 
land; Marianne THYSSEN, 
Belgien; Jöszef SZAJER, Un- 
garn; Jaime MAYOR OREJA, 
Spanien; Lorenzo CESA, Itali- 
en; Francoise GROSSETETE, 
Frankreich; Timothy KIRK- 

HOPE, Vereinigtes König- 
reich. 
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Europawahl 

STATISTISCHES   BUNDESAMT 

Erste Ergebnisse der Repräsentativen 
Wahlstatistik 

Knapp einen Monat nach 
der Europawahl hat der 
Bundeswahlleiter eine er- 
ste Analyse zum Wahlver- 
halten bei der Europawahl 
in Deutschland nach Ge- 
schlecht, nach Altersgrup- 
pen sowie nach der Struk- 
tur der Wähler und Nicht- 
wähler vorgelegt. 

Die Repräsentative Wahl- 
statistik liefert erste Hin- 
weise zum Briefwähleran- 
teil bei der Europawahl 2004: 
Der Anteil der Wahlschein- 
wähler - das sind ganz über- 
wiegend Briefwähler - lag 
mit rund 17,7% um 1 Pro- 
zentpunkt höher als 1999. 
Die geringe Wahlbeteili- 
gung von insgesamt 43,0% 
bei der Europawahl 2004 lag 
bei den jüngeren Wählern 
noch deutlich niedriger: So 
ging von den unter 35-Jäh- 
rigen nur etwa ein Drittel 
(32,5%) zur Wahl. Die 
Wahlbeteiligung der jungen 

Männer von 21 bis unter 25 
Jahren war mit 29,6% am 
geringsten. Die über 60- 
Jährigen stellten mit 33,2% 

der Wahlberechtigten ein 
beträchtliches Wählerpo- 
tenzial. Ihrer mit knapp 51% 
(1999: 55,3%) überdurch- 
schnittlichen     Wahlbeteili- 

gung ist es zu verdanken, 
dass die Wahlbeteiligung 
insgesamt nicht noch nied- 
rigerwar. 

Altere Wähler 
bevorzugen große 

Parteien 

Bei der Stimmabgabe zei- 
gen sich deutliche Unter- 
schiede nach Geschlecht 
und Altersgruppen: Ältere 
Wähler bevorzugten über- 
durchschnittlich oft die 
großen Parteien. So haben 
77,5% der Wähler ab 60 

Jahren den Unionsparteien 
oder der SPD ihre Stimme 
gegeben, gegenüber einem 
Anteil von 57,1% für diese 
Parteien bei den jüngsten 
Wählern zwischen 18 und 
24 Jahren. Die über 60-jähri- 
gen Frauen stimmten mit 
52,7% für die Unionspartei- 
en und mit 25,6% für die 
SPD. Die größten unter- 
schiedlichen Parteipräferen- 
zen nach Altersgruppen gab 
es bei den Wählern der 
GRÜNEN: Für sie entschie- 
den sich nur 3,9% der 
Wähler über 60 Jahren, aber 
17,1% der Wähler von 18 

bis   25   Jahren   und   sogar 

20,0% der Wähler von 35 
bis 45 Jahren. Bei den Frau- 
en zwischen 35 und 45 Jah- 
ren erzielten die GRÜNEN 
den größten Stimmenanteil 
mit 22,0% der Stimmen. 

Gegenüber der Europa- 
wahl 1999 zeigen sich in al- 
len Altersgruppen Gewinne 
bei den kleineren Parteien 
(insbesondere bei den „Sons- 
tigen"), am deutlichsten in 
den beiden jüngsten Alters- 
klassen: Bei den 18- bis 24- 
Jährigen erreichten die 
GRÜNEN fast 7 Prozent- 
punkte und die FDP über 4 

Prozentpunkte mehr als 
1999. Die PDS erreichte in 
den neuen Ländern hohe 

Stimmanteile in allen Al- 
tersgruppen: bei den Män- 
nern über 60 Jahre mehr als 
30%, bei den Frauen und 
Männern ab 45 Jahren je- 
weils über 25%. In allen 
Altersgruppen erzielte die 
PDS bei Männern und Frau- 
en dort höhere Anteile als 
die SPD. 

Ausführliche Informationen 
zum Thema Wahlstatistik 
unter http://www.bundes- 
wahlleiter.de 
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Angela  Merkel: 

Aufstand des Gewissens 
„Der sittliche Wert eines 
Menschen beginnt erst 
dort, wo er bereit ist, für 
seine Überzeugung sein 
Leben zu geben." 

Dieses Zitat von General- 
major Henning v. Tresckow 
bleibt als Vermächtnis je- 
ner, die aus dem Bewusst- 
sein christlicher Verantwor- 
tung den Kampf gegen die 
Tyrannei Hitlers und des 
„Dritten Reiches" führten, 
erhalten. Von Tresckow ge- 
hörte zu den Männern des 
20. Juli 1944, deren Attentat 
auf Hitler sich in diesen Ta- 
gen zum sechzigsten Mal 

jährt. Das Scheitern ihres 
mutigen Vorhabens, ihr mo- 
ralischer Selbstbehauptungs- 
wille und die aufrechte Ver- 
teidigung der Menschen- 
würde wurde mit allen Mit- 
teln der Diffamierung und 

mit grausamer Rache durch 
das nationalsozialistische Re- 
gime verfolgt und bestraft. 

Der Widerstand gegen 
Hitler wurde von Frauen 
und Männern verschiedener 

politischer Richtungen ge- 
tragen, die unterschiedli- 
chen sozialen Schichten an- 

gehörten. Dazu gehörten 
der Kreis um Carl Goerdeler 

ebenso wie der „Kreisauer 
Kreis" mit dem späteren 
Bundestagspräsidenten Eu- 

gen Gerstenmeier und die 
christlichen und freien Ge- 

werkschaften. Dass ihre Ta- 
ten erfolglos blieben, schmä- 
lert ihre vorbildliche Einstel- 
lung und Haltung in keiner 
Weise. 

Die Symbolkraft dieses 
Gedenktages ist für uns 
nachgeborene Generationen 
eine stete Herausforde- 
rung. „Zum Handeln gehört 
wesentlich Charakter, und 
ein Mensch von Charakter 
ist ein verständiger Mensch, 

der als solcher bestimmte 
Ziele vor Augen hat und die- 
se mit Festigkeit verfolgt." 
Diese Erkenntnis von Georg 
Wilhelm Hegel verdeutlicht, 
wie entscheidend es für uns 

ist, uns jenseits von Prag- 
matismus, der in der Politik 
durchaus erforderlich ist, an 
unveräußerlichen Grundwer- 
ten zu orientieren und aus 
Überzeugung   zu   handeln. 

Das gilt besonders für alle, 
die Verantwortung tragen 

und in Politik und Gesell- 
schaft Entscheidungen zu 
fällen haben, die für viele 
Menschen Folgen haben. 

Für die CDU Deutsch- 
lands wird der 20. Juli immer 
ein ganz besonderer Tag 
sein. Denn zu ihren wich- 
tigsten geistigen und politi- 
schen Wurzeln gehört der 
christlich motivierte Wider- 
stand gegen das national- 
sozialistische Terrorregime. 
Eugen Gerstenmaier hat ein- 
mal gesagt, „die Konstitu- 
ierung der CDU hat in den 
Gefängnissen von Tegel be- 
gonnen". Nach dem Atten- 
tatsversuch am 20. Juli 1944 
waren im Rahmen der „Akti- 
on Gewitter" von der Gesta- 
po tausende von christlich- 
demokratischen Politikern 
und Gewerkschaftern ver- 

haftet worden. 
Die Christlich Demokra- 

tische Union Deutschlands 
wurde also von Menschen 
gegründet, die nach dem 
Scheitern der Weimarer Re- 
publik, den schrecklichen 
Verbrechen der National- 

sozialisten und angesichts 
des kommunistischen Herr- 
schaftsanspruchs nach 1945 
die Zukunft Deutschlands 
mit einer christlich gepräg- 
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ten, überkonfessionellen 
Volkspartei gestalten woll- 
ten. Die Bundeskanzler Kon- 
rad Adenauer und Ludwig 

Erhard, der ehemalige Bun- 
destagspräsident Hermann 
Ehlers, dessen 100. Ge- 
burtstages wir kürzlich ge- 
dacht haben, und der 
erste Ministerpräsident von 
Nordrhein-Westfalen Karl 
Arnold haben gemeinsam 
mit vielen anderen die CDU 
geprägt und eine christlich 
demokratische Tradition in 
Deutschland begründet. Auf 
der Grundlage gemeinsa- 
mer Wertüberzeugungen 
haben sich die Mitglieder 
der CDU ihrer Verantwor- 
tung gestellt und wichtige 
politische Grundentschei- 
dungen im freien Teil 
Deutschlands durchgesetzt 
- für die freiheitliche und 
rechtsstaatliche Demokra- 
tie, für die Soziale Markt- 
wirtschaft und die Einbin- 
dung   der   Bundesrepublik 

Deutschland in die westli- 
che Werte- und Verteidi- 
gungsgemeinschaft, für die 
Einheit der Nation und die 
Einigung Europas. 

Der 20. Juli ist aber nicht 
nur für die CDU von großer 
Bedeutung. Er sollte in un- 
serer ganzen Gesellschaft 
einen besonderen Stellen- 
wert haben. Erinnert er uns 
doch zugleich an zweierlei: 
An die furchtbaren Verbre- 
chen, die in deutschem Na- 
men begangen wurden und 
an den Aufstand des Gewis- 
sens von Deutschen, die un- 
serem Land einen Neuan- 
fang als geachtetes Mitglied 
der Völkerfamilie ermögli- 
chen wollten. 

Der 20. Juli ist aber nicht 
nur ein Tag des Gedenkens 
an glücklicherweise schon 
lange überwundene histori- 
sche Ereignisse. Wir sollten 

das Opfer der Widerstands- 
kämpfer achten und ehren, 
in dem wir uns vor Augen 

führen, dass Freiheit und 

Menschenrechte immer in 
Gefahr sind und immer aufs 
Neue verteidigt und er- 
kämpft werden müssen. Das 
„Dritte Reich" war trotz des 
Scheiterns des 20. Juli 1944 
bald darauf untergegangen. 
Aber für die Deutschen in 
der Sowjetisch Besetzten 

Zone und spätere DDR wur- 
de schnell klar, dass da- 
durch Demokratie und Men- 
schenrechte nicht automa- 
tisch wieder hergestellt wa- 
ren. 

Heute leben alle Deut- 
schen in rechtsstaatlicher 
Demokratie. Wir sollten 
aber auch am Anfang des 
21. Jahrhunderts niemals 
vergessen, dass unser Wer- 
tesystem Feinde hat, die es 
bedrohen. Unsere Demo- 

kratie muss wehrhaft blei- 
ben, damit niemand mehr 

in die furchtbare Zwangs- 
lage der Männer des 20. 
|uli kommt. 

HINTERGRUND: DER 20. JULI 1944 

Die Ereignisse vom 20. Juli 
1944 bilden den umfang- 

reichsten Widerstand von 
Deutschen gegen das Re- 
gime Adolf Hitlers in der 
Zeit des Nationalsozialis- 

mus. Die Beteiligten der 
Verschwörung stammen aus 
vielen Schichten der Bevöl- 
kerung und hatten vielfälti- 
ge Kontakte zum Kreisauer 

Kreis um Helmuth James 
Graf von Moltke. Unter den 
200 nach der Erhebung Hin- 

gerichteten sind 19 Gene- 
räle, 26 Obersten, zwei 
Botschafter, sieben Diplo- 
maten, ein Minister, drei 
Staatssekretäre sowie der 
Chef der Reichskriminalpoli- 

zei; des weiteren mehrere 
Oberpräsidenten,   Polizei- 

präsidenten und Regie- 
rungspräsidenten. Zum Aus- 
gangspunkt des Macht- 
wechsels wurde ein Mord- 
anschlag auf Hitler ge- 
macht. Die von Claus 
Schenk von Stauffenberg 
platzierte Bombe tötete Hit- 
ler jedoch nicht. Diese Tatsa- 
che brachte den gesamten 
Plan zum Scheitern. 
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1,3 Millionen Arbeitsplätze verloren 
Am 6. Juli sind die Arbeits- 
marktdaten für den Monat 
Juni 2004 veröffentlicht 
worden. Wie immer konzen- 
triert sich der Blick der Öf- 
fentlichkeitauf den Bestand 
der Arbeitslosen am Ende 
des Monats. 

Mit 4,23 Millionen ver- 
zeichnen wir die höchste Ar- 
beitslosigkeit in einem Monat 
Juni seit der Wiedervereini- 
gung. Sie wäre noch um 62.000 
höher, wenn die Arbeitslosen- 
statistik noch so geführt wür- 
de, wie im letzten Jahr. Die Zahl 
der Arbeitslosen sinkt im Übri- 
gen pro Jahr um etwa 200.000 
bis 250.000 allein aus demo- 
grafischen Gründen. 

Das wahre Ausmaß der 
strukturellen Krise des deut- 
schen Arbeitsmarktes kommt 
daher sehr viel deutlicher 
in den Beschäftigtenzahlen 
zum Ausdruck. In Abgren- 
zung zu den Erwerbstätigen 

werden als Beschäftigte die- 

jenigen bezeichnet, die eine 
Sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung ausüben. Die 
Beschäftigtenstatistik läuft 
der Arbeitslosenstatistik um 
zwei Monate nach. Deshalb 
stehen uns gegenwärtig nur 
die Aprilzahlen des Jahres 
2004 zur Verfügung. Danach 
sind in Deutschland nur noch 
26,36 Millionen Menschen 
sozialversicherungspflichtig 

Friedrich Merz 

beschäftigt. Das entspricht 
einer Beschäftigungsquote 
an der Gesamtbevölkerung 

von etwas über 32 Prozent. 
Die Beschäftigtenquote 

ist zudem in den letzten zwei 
Jahren dramatisch gesunken. 
Von Februar 2001 bis April 
2004 ist die Zahl der Beschäf- 
tigten in Deutschland um 1,3 
Millionen zurückgegangen. 
Die Folgen treffen auch die 
öffentlichen Haushalte. Als 
Faustregel kann gelten: 

100.000  Beschäftigte weni- 

ger belasten die Haushalte 
des Bundes und der Bundes- 
anstalt für Arbeit mit Mehr- 
ausgaben bzw. Minderein- 

nahmen von rund 2 1/2 Milli- 
arden Euro. Knapp 600 Millio- 
nen Euro an Mindereinnah- 

men treffen dabei die Sozial- 
versicherungen. Der „Scha- 
den" für den öffentlichen Ge- 
samthaushalt aus 1,3 Millio- 
nen verlorenen Beschäfti- 
gungsverhältnissen beläuft 
sich also auf rund 32 Milliar- 
den Euro, davon 25 Milliar- 
den Euro für die öffentlichen 
Haushalte und 7 Milliarden 
Euro für die Sozialversiche- 
rungsträger. Aus diesem 
Grund weist die CDU immer 
wieder auf die Beschäftigten- 
zahl hin und deren Auswir- 
kung auf die öffentlichen 
Haushalte. Umgekehrt gilt: 
Nur wer die Bejchäftigtenkri- 
se löst, löst die strukturelle 
Überforderungskrise der öf- 

fentlichen Haushalte. 

100.000 Arbeitslosengeld- 
empfänger weniger reduzie- 
ren die Ausgaben der Bun- 
desagentur für Arbeit (BA) 
um 1,4 Milliarden Euro. 
100.000 Beschäftigte mehr 
führen - einen durchschnittli- 
chen Jahresarbeitslohn von 
27.316 Euro unterstellt - zu 
Mehreinnahmen von  insge- 

samt 1,06 Mrd. Euro (47 
Millionen Euro durch Lohn- 
steuer und Solidaritätszu- 
schlag, 584 Millionen Euro 
durch Sozialversicherungs- 
beiträge). Dabei sind die Min- 
dereinnahmen der Sozialver- 
sicherungsträger durch den 
Wegfall des Arbeitslosengel- 
des bereits berücksichtigt. 
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Aus den Ländern 

BREMEN 

25jähriges Dienstjubiläum für 
Bernd Neumann 

Seit nun mehr 25 Jahren 
steht Bernd Neumann an 
der Spitze des kleinsten 

christdemokratischen Lan- 
desverbandes. Mit einem 
Sommerfest feierte die CDU 
Bremen am vergangenen 

Sonntag dieses herausra- 
gende Jubiläum. 700 Gäste 
freuten sich zusammen mit 
zahlreichen Wegbegleitern 
und Freunden über dieses 
Ereignis. Zuletzt war Neu- 
mann im Mai dieses Jahres 
mit 95,9 % der Stimmen 
wieder gewählt worden. 

Genau seit dem 11. Juli 
1979 führt Neumann die 
Bremer CDU. „In dieser Zeit 
habe ich Höhen und Tiefen 
erlebt", erklärte der Bundes- 
tagsabgeordnete  und  stell- 

Bernd Neumann 

vertretende Vorsitzende des 
Bundesfachausschusses Me- 
dienpolitik. Ein Höhepunkt 
sei die Bildung der Großen 
Koalition im Jahr 1995 gewe- 

sen, ein Tiefpunkt das De- 
bakel bei der Bürgerschafts- 
wahl 1987 mit 23,4 Prozent. 
Besonders   stolz   ist   Neu- 

mann über die bereits neun 
Jahre währende Regierungs- 
beteiligung der CDU in Bre- 
men und die erfolgreiche Ar- 
beit in der Großen Koalition. 

Unter den Gratulanten 
auf dem Sommerfest befan- 
den sich neben dem Bürger- 
schaftspräsidenten Christian 
Weber und Bürgermeister 
Henning Scherf (beide SPD) 

auch die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands und der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion Angela Merkel. „Bernd 
Neumann hat sich immer 

mit großem Engagement für 
die CDU eingesetzt. Wir 
brauchen viele Mitstreiter 

mit solcher Tatkraft", sagte 
Merkel an die Adresse des 
Jubilanten. 

BREMER BURGERSCHAFTSFRAKTION: DANK AN HARTMUT PERSCHAU 

Den Rücktritt von Hart- 
mut Perschau, Bürgermei- 
ster und Senator für Wirt- 

schaft, Häfen und Kultur, 
haben die Mitglieder der 
CDU-Bürgerschaftsfrakti- 

on mit großem Bedauern 
zur Kenntnis genommen. 

Der Fraktionsvorsitzen- 
de Jörg Kastendiek spricht 
Hartmut Perschau seinen 
Dank für die viele Jahre zu- 

verlässig und verantwor- 
tungsbewusst geleistete Ar- 
beit für Bremen und Bre- 
merhaven aus. Kaum ein an- 
derer hat die Bremer Finanz- 

und Wirtschaftspolitik in 
den vergangenen Jahren so 
entscheidend und positiv 

geprägt wie Hartmut Per- 
schau. Kastendiek: „Wir wis- 
sen, dass er sich diesen Ent- 
schluss nicht leicht gemacht 

hat. Zum Wohle seiner Fa- 
milie und aus Rücksicht auf 

seine persönliche Gesund- 
heit hielt Perschau diesen 

Schritt aber für unumgäng- 
lich. Die Entscheidung Per- 
schaus müssen wir daher re- 

spektieren, auch wenn wir 
ihn gern weiter als den Ver- 
treter der Bremer CDU im 
Senat gesehen und unter- 
stützt hätten." 
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Sterbebegleitung 

Laurenz Meyer besucht Hospiz 

Besuch im Lazarus-Hos- 
piz in Berlin-Wedding. Gene- 
ralsekretär Laurenz Meyer 
informiert sich zweieinhalb 
Stunden lang über die Ein- 
richtung, die sich um Patien- 
ten in ihrer letzten Lebens- 
phase kümmert. 16 Plätze 
gebe es hier, erklärt Hospiz- 
Leiter Uwe Bahlo, das schaf- 
fe eine familiäre Atmosphä- 
re. „Seit der Eröffnung vor 
fünf Jahren haben wir hier 
mehr als 750 schwerstkran- 
ke Menschen bis zu ihrem 
Tod begleitet". Im Durch- 
schnitt blieben die Patienten 
30 Tage im Lazarus-Hospiz, 
viele jedoch kürzer. Die Ar- 
beit leisteten etwa 25 haupt- 
amtliche Mitarbeiter, die für 
die Pflege und die medizini- 
sche Versorgung zuständig 
sind. Viele ehrenamtliche 
Helfer übernehmen Aufga- 
ben in der psychosozialen 

Betreuung. 
Uwe Bahlo, der Pfarrer 

und Direktor der Diakonie- 
stiftung Lazarus Reinhard 

Stawinski sowie Mitarbeiter 
aus der christlichen Seelsor- 
ge und dem Pflegedienst 
führten Laurenz Meyer 
durch die hellen Räume des 
Hospizes. Die blumenreiche 

Terrasse gehört ebenso zum 
Rundgang wie der Wohnzim- 
rnerbereich mit Ledersofas 
und Tischecke, das „Wohl- 

fühlbad", dessen Decke sich 
mit Lichtstrahlern in einen 
funkelnden Sternenhimmel 

verwandeln lässt, und der 
Raum der Stille, in dem die 
Mitarbeiter Ruhe und Besin- 
nung finden können. „Hier 
soll es so wenig wie möglich 
nach Krankenhaus ausse- 
hen", sagt Stawinski. „Wir 
wollen die Lebensqualität 
der Sterbenden verbessern, 

dazu gehört auch ein wohnli- 
ches Ambiente". Diesem Ziel 
dienen auch die Kernele- 

mente der Hospiz-Arbeit - 
lindernde Pflege, Schmerz- 

therapie und persönliche Zu- 
wendung zu den Kranken 
und Angehörigen. Es gehe 
darum, ein „Leben im Ster- 

ben" zu ermöglichen. 
Ein Pflichttermin ist der 

Besuch für Meyer nicht. Wie 
Menschen einen würdigen 

Tod finden können - diese 
Frage beschäftigt ihn seit 
langem persönlich und poli- 
tisch. „Ich bin seit meiner 
Zeit in Nordrhein-Westfa- 

len sensibilisiert für dieses 
Thema. Da haben sich Men- 
schen aus Holland in Alten- 
heimen in NRW angemeldet 
- aus Angst, /veil dort die 
Sterbehilfe-Regeln liberaler 

sind". Es gehe in diesem Bei- 
spiel - wie auch bei vielen 
Fragen der Bioethik - letzt- 
lich um die „Verfügbarkeit 
des menschlichen Lebens". 
Dabei werde zugleich deut- 
lich, wie bedeutend und un- 
terstützenswert die Hospiz- 
Arbeit sei. Laurenz Meyer 
betonte, dass zahlreiche 
Hospizeinrichtungen in 
Deutschland von ehrenamt- 
licher Unterstützung und 
Spenden abhängig sind. 

23I04 



Vermittlungsausschuss 

ERFOLG   BEI   DER   UMSETZUNG   DER   EU-AGRARREFORM 

Langes Verhandeln hat sich gelohnt 
Zufrieden mit dem Erreich- 
ten im Vermittlungsver- 
fahren zur nationalen Um- 
setzung der Gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP) zeigt 

sich der Agrarexperte und 
Vorsitzende des CDU-Bun- 
desfachausschusses für 
Agrarpolitik Peter Bleser: 

„Es freut mich außeror- 
dentlich, dass die CDU ge- 
schlossen die Position der 
CDU-geführten Bundeslän- 
derweitgehend durchsetzen 
konnte. Diese Position ent- 
spricht auch der des Bundes- 
fachausschusses, in dem wir 
uns im Vorfeld frühzeitig 
abgestimmt hatten. Damit 
werden die nachteiligen Aus- 
wirkungen der von der Bun- 
desregierung beschlossenen 
Umsetzung der GAP-Reform 
zu Gunsten der weiter wirt- 
schaftenden Betriebe erheb- 
lich abgemildert." 

Mit dem in nervenaufrei- 
benden Sitzungen erzielten 
Ergebnis des Vermittlungs- 
verfahrens stehen nun end- 
lich die nationalen Regelun- 

gen fest, nach denen die Ent- 
kopplung, als Kernthema der 
EU-Beschlüsse, umgesetzt 
wird. In Zukunft können 

Landwirte ihre Produktion 
nach rein betriebswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten aus- 
richten und haben damit ein 

Großteil ihrer unternehmeri- 
schen Freiheit zurück ge- 
wonnen. Die Prämienzah- 
lungen sind an eine Vielzahl 
an Auflagen und Dokumen- 
tationen im Verbraucher-, 
Tier- und Umweltschutz ge- 
bunden. Der CDU ist es im 
Vermittlungsausschuss ge- 
lungen, das hierfür von der 

Regierung geplante büro- 
kratische Verwaltungsmon- 
strum zu verhindern. 

Als wichtigstes Verhand- 
lungsergebnis wertet Bleser, 
dass nun der Absenkungs- 
prozess bei den Prämienzah- 
lungen erst nach der Halb- 
zeitbewertung der Reform 
im Jahr 2009 beginnen wird. 
2010 werden 10% der Prä- 
mie nach dem Regional- 
modell ausgezahlt, in den 

beiden darauf folgenden Jah- 
ren schmelzen die Betriebs- 
prämien auf 70% bzw. 40%. 

Ab 2013 wird dann nach dem 
Regionalmodell für alle Kul- 
turen eine einheitliche Flä- 
chenprämie gezahlt. 

Die Rot-Grüne Regie- 
rungskoalition hatte eine 
Absenkung der Prämien be- 
reits für 2007 vorgesehen. 
Das Ergebnis ist daher ein 
klarer Erfolg der CDU für die 

deutschen Landwirte. Struk- 
turbrüche und Umverteilun- 
gen, besonders für Bullen- 
mäster und die Milchvieh- 
betriebe, werden deutlich 
abgemildert. „Der Entwurf 
Künasts hätte viele dieser 
Betriebe in den Ruin ge- 
trieben.", ist sich auch der 

Bundestagsabgeordnete und 
Vorsitzende der Arbeitsgrup- 

pe Verbraucherschutz, Er- 
nährung und Landwirtschaft 

der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Peter-Harry Cars- 
tensen, sicher. 

Zwar nicht verhindert, 
aber auf das Jahr 2009 ver- 
schoben wurde, auf Ver- 
langen der CDU, das 
Hangflächenkataster. „Jeder 
spricht vom Bürokratieab- 
bau, aber Frau Künast möch- 
te dieses bürokratische 

Monstrum als weitere Grund- 
lage für Bewirtschaftungs- 

auflagen zusätzlich ein- 
führen. Vollkommen über- 
flüssig!", so Bleser. 
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Aus den Ländern 

THüRINGEN 

Dieter Althaus wieder gewählt 
Thüringen hat eine neue 
Landesregierung. Knapp 
vier Wochen nach der 
Landtagswahl vom 13. Juni 
ist Dieter Althaus erneut 
zum Ministerpräsidenten 
des Freistaats gewählt 
Worden. 

Für den alten und neuen 

Ministerpräsidenten stimm- 
ten 45 Abgeordnete, was 

exakt der Mitgliederzahl der 
CDU-Fraktion entspricht. 
Irn Erfurter Landtag hat die 
CDU mit 45 von 88 Sitzen 
eine knappe absolute Mehr- 
heit. Die PDS hat jetzt 28, 

die SPD nur noch 15 Sitze. 
Nach seiner Vereidigung 

kündigte Althaus in einer 
Rede die Fortsetzung des 
Sparkurses und Anstrengun- 
gen für Ausbildungs- und 

Arbeitsplätze an. „Stillstand 
können und wollen wir uns 
njcht erlauben." Als schwie- 
ge Themen der nächsten 
lochen nannte er die Vor- 

bereitung   des   Nachtrags- 

Dieter Althaus 

haushaltes und des Etats 
2005. Es gehe darum, trotz 
der gebotenen Einsparun- 
gen möglichst viele Gestal- 
tungsspielräume zu erhalten. 
Dabei müsse in dieser Legis- 
laturperiode konsequent die 
Neuverschuldung zurückge- 
fahren werden. „Mein Ziel 
bleibt ein ausgeglichener 
Haushalt", betonte das Mit- 
glied des Präsidiums der 
CDU Deutschlands. 

Dieter Althaus holt drei 
neue Minister in die Re- 
gierungsmannschaft. Neuer 

Kultusminister wird der 

CDU-Landtagsabgeordnete 
Jens Goebel, Bundesarbeits- 
richter Harald Schliemann 
wird Justizminister, und 
Staatskanzleichef Gerold 
Wucherpfennig Europami- 

nister. Wissenschaft und 
Kunst wird mit Kultus zu ei- 

nem Großressort. Neu ist 
auch ein Ministerium für 
Bau und Verkehr, das 
der bisherige Innenminister 
Andreas Trautvetter leitet. 
Sein Nachfolger wird Justiz- 
minister Karl Heinz Gasser. 
Stellvertretende Minister- 
präsidentin ist Finanzmini- 
sterin Birgit Diezel. 

Mit breiter Mehrheit zur 
neuen Parlamentspräsiden- 
tin gewählt wurde die frühe- 

re Wissenschaftsministerin 
Dagmar Schipanski. Sie tritt 
die Nachfolge von Christine 
Lieberknecht an, die mit 
Beginn der neuen Legisla- 
turperiode Vorsitzende der 
CDU-Landtagsfraktion ist. 

EVP-ED UND SPE EINIG BEI PARLAMENTSPRÄSIDENTENWAHL 

Die EVP-ED-Fraktion und 
die SPE-Fraktion im Eu- 
ropäischen Parlament ha- 
ben heute ein „Agreement 
°f Understanding" unter- 
zeichnet, in dem sie sich für 
die Legislaturperiode 2004- 

2009 gegenseitige Unter- 
stützung für die Wahl des 

Parlamentspräsidenten zu- 
sagen. Die SPE-Fraktion 
wird ihren Kandidaten für 
das Amt des Parlament- 
spräsidenten für die erste 

Hälfte der Legislaturperi- 
ode benennen, die EVP-ED- 
Fraktion für die zweite Hälf- 
te. Die EVP-ED-Fraktion 
wird ihre Kandidaten vor 
Ablauf der ersten Legisla- 
turhälfte benennen. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Emissionshandel 
bedarf weiterer 

Regeln 

Anlässlich des Einspruchs 
des Bundesrates gegen das 
Zuteilungsgesetz: 

Das Gesetz ist voller 
handwerklicher und rechtli- 
cher Mängel. Rot-Grün ig- 
noriert die Bedenken der 
Union zum Emissionshan- 

del. Schon jetzt zeichnet 
sich ab, dass es eine Vielzahl 
rechtlicher Klagen geben 

wird. 
Bis Mitte August müs- 

sen die am Emissionshandel 
teilnehmenden Unterneh- 
men ihre Zuteilungsanträge 
stellen und das, obwohl 
noch Detailregelungen durch 
Rechtsverordnungen gere- 
gelt werden müssen. Die 
Zuteilung der Emissionsbe- 
rechtigungen soll bis zum 
30. September vorgenom- 
men werden. Ob die dafür 
neu geschaffene deutsche 
Emissionshandelsstelle or- 
ganisatorisch in der Lage 
ist, muss sich noch heraus- 

stellen. 
Daneben gibt es in vielen 

weiteren Punkten, die für 
eine sinnvolle Umsetzung 

des Emissionshandels not- 
wendig sind, noch Rege- 
lungsbedarf. 

Auch für die flexiblen 
Mechanismen Clean Deve- 
lopment   Mechanism    und 

Peter Paziorek 

Joint Implementation, die 
den Unternehmen eine ko- 

stengünstigere Umsetzung 
des Emissionshandels er- 
möglichen, fehlt jegliche 
Regelung. Bisher ist sogar 
unklar, ob diese zu Beginn 
des Emissionshandels zum 
1. Januar 2005 überhaupt 
zur Verfügung stehen. 

Das Eigenlob von Rot- 
Grün ist vor diesem Hinter- 
grund vollkommen unange- 

bracht. Hier heißt es, in der 
Sommerpause nachsitzen. 

Peter Paziorek ist der 

umweltpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. 

Triumph der Stabilität 

Zur Entscheidung des 
EuGH zum Stabilitäts- und 

Wachstumspakt: 
Der EuGH hat mit dem 

heutigen Urteil Stabilitäts- 
geschichte geschrieben. Bun- 
desfinanzminister      Eichel 

Peter Hintze 

hat nun schwarz auf weiß 
vom höchsten europäischen 

Gericht bescheinigt bekom- 
men, dass er den Stabilitäts- 
pakt gebrochen und die Re- 
geln zu seiner Einhaltung 
manipuliert hat. Jetzt muss 
die Bundesregierung alles 

dafür tun, damit sie so 
schnell wie möglich in den 
Kreis der Rechtstreuen zu- 
rückkehrt. 

Das Urteil ist ein gutes 
Signal für die Stabilität 

der gemeinsamen Währung- 
Mit seinem Urteil hat der 
EuGH klargestellt, dass die 
Einhaltung des Defizitver- 
fahrens dem Gutdünken der 
Finanzminister entzogen ist. 

Zugleich trägt das Urteil in 
hohem Maße zur Rechtssi- 
cherheit bei und klärt ab- 
schließend das institutio- 

nelle Gleichgewicht zwi- 
schen Kommission und Rat. 

Peter Hintze ist der eu- 
ropapolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Ausbau der 
Kinderbetreuung 

ungenügend 

Zum Kabinettsbeschluss 
zum Ausbau der Kinderbe- 
treuung für die unter drei- 
jährigen Kinder: 

Ziel muss es sein, bun- 
desweit zu einem bedarfs- 
gerechten, flächendecken- 

den Kinderbetreuungsange- 
bot zu kommen, das nicht 
nur die bessere Vereinbar- 
keit von Familie und Er- 
werbstätigkeit erlaubt, son- 
dern auch die frühe Bildung 
der Kinder fördert. Hinter 
diesem Ziel bleibt der Ge- 
setzentwurf der Bundesre- 
gierung sowohl qualitativ 
a's auch quantitativ meilen- 
weit zurück. 

Bundesfamilienministe- 
rir> Renate Schmidt will das 
Angebot von Betreuungs- 
P'ätzen für die unter Drei- 
ihrigen in den alten Bun- 
desländern verfünffachen, d. 
h- von heute knapp 3 auf 15 

Dozent. Damit bleibt sie 
•"nter ihrem eigenen An- 

bruch, bis zum Jahr 2010 
das Angebot auf 20 Prozent 
aiJfzustocken,   deutlich   zu- 
Uck. In den neuen Ländern 

§'bt sich Renate Schmidt mit 
em derzeitigen Stand von 

' Prozent zufrieden, unab- 
Jangig davon,  ob etwa  in 
en   Städten   ein   größeres 

Angebot benötigt wird. 

Auch können nicht alle El- 
tern von dem Angebot Ge- 
brauch machen: „Bedarfsge- 
recht" bedeutet nach dem 
Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung, dass Kinder von 
berufstätigen Eltern und Al- 
leinerziehenden sowie Kin- 
der mit einem besonderen 
Förderbedarf bevorzugt be- 
treut werden. Das Angebot 
muss jedoch für die Kinder 
aller Eltern gelten. 

Auch qualitativ bleibt 
der Gesetzentwurf hinter 
den ursprünglichen Absich- 
ten zurück; der Anspruch 

auf eine frühe Förderung 
der Kinder bleibt auf der 
Strecke. Dabei haben inter- 
nationale Studien wie PISA 
und IGLU gezeigt, dass 
Deutschland erheblichen 
Reformbedarf im Bereich 
Bildung und Erziehung hat. 
Um diese Defizite zu behe- 
ben, müssen Kinder früher 
und intensiver gefördert 
und gefordert werden. Dies 
gilt insbesondere für die Er- 
ziehung und Bildung vor 
Eintritt in die Schule. 

Auch die Finanzierung ist 

nach wie vor ungewiss. Noch 
Ende April hatte Bundes- 

familienministerin Renate 
Schmidt im Bundestagsaus- 
schuss erklärt, dass sie das 
Gesetz nur dann in den Bun- 

destag einbringen wolle, 
wenn die Finanzierung gesi- 
chert sei. Wider besseres 
Wissen  bringt  sie  nun ein 

Maria Böhmer 

Gesetz auf den Weg, das auf 
tönernen Füssen steht. Denn 
die Kommunen haben der 
Bundesregierung immer 

wieder versichert, dass sie 
die von ihnen errechneten 
Mehrausgaben in Höhe von 
2,5 Mrd. €, und nicht - wie 
von der Bundesregierung 
veranschlagt - von 1,5 Mrd. 
€, angesichts ihrer prekären 
Finanzsituation nicht schul- 
tern können. Die angebliche 
finanzielle Entlastung der 
Kommunen durch die Zu- 

sammenlegung von Arbeits- 
losen- und Sozialhilfe ist ein 
rot-grüner Wunschtraum. 
Wir brauchen endlich eine 
Reform der Gemeindefinan- 
zen, die die Kommunen in 

die Lage versetzt, die Be- 
treuung für Kinder qualitativ 
und quantitativ zu verbes- 
sern. Die Kommunen haben 
bereits erhebliche Anstren- 
gungen unternommen. Und 
wenn sie im Rahmen der ver- 
fügbaren Mittel Prioritäten 
für die Kinderbetreuung set- 
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zen müssen, dann bleiben 
womöglich andere Maßnah- 
men, wie die Renovierung 
von Schwimmbädern oder 
die Einrichtung von ver- 
kehrsberuhigten Zonen, auf 
der Strecke. Das Nachsehen 
hätten wieder einmal die 

Kinder. 
Die CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion hat vor der 
Sommerpause einen Antrag 
zum Ausbau der Kinderbe- 
treuung im Deutschen Bun- 
destag mit folgenden Eck- 
punkten eingebracht: 

Für die Betreuung der 
unter dreijährigen Kinder 
muss vor allem die Tages- 
pflege dem Bedarf der El- 
tern entsprechend qualita- 
tiv und quantitativ ausge- 
baut werden. Für Kinder von 

drei bis sechs Jahren müs- 
sen die vorschulischen Bil- 
dungsmöglichkeiten geför- 
dert werden. Deshalb for- 
dern wir ein kostenfreies 
drittes Kindergartenjahr für 
Eltern mit zwei und mehr 
Kindern. Ziel ist es auch, 
dass die Einschulung mit 
sechs Jahren zur Regel wird. 
Ebenso wichtig ist eine Re- 
form der Ausbildung der Er- 

zieher/innen. 
Grundsatz aller Maßnah- 

men ist die Wahlfreiheit der 
Eltern. Voraussetzung dafür 

sind bedarfsgerechte An- 

gebote sowohl in Tagesein- 
richtungen als auch in der 
Tagespflege. 

Maria  Böhmer  ist  die 
stellvertretende Vorsitzen- 
de der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion. 

Familienministerin 
macht Gesetze 
auf Kosten der 

Kommunen 

Anlässlich der Verabschie- 
dung des Tagesausbaube- 
treuungsgesetzes im Kabi- 

nett: 
Familienministerin Ulla 

Schmidt bürdet den Kommu- 
nen mit dem Tagesbetreu- 
ungsausbaugesetz den Aus- 
bau der Kinderbetreuung 

auf, ohne eine dauerhafte 
und verlässliche Finanzie- 
rungsgrundlage zu schaffen. 
Noch vor wenigen Wochen 
hatte Frau Schmidt im Aus- 
schuss beteuert, dass sie das 
Gesetz nur dann vorlegen 

werde, wenn die Finanzie- 
rung gesichert sei. Das ist 

nicht der Fall. Denn die 1,5 
Mrd. Euro, die Frau Schmidt 
aus dem Vermittlungsergeb- 
nis zu Hartz IV für Kinderbe- 
treuung verwenden will, 
werden dringend benötigt, 
um die Kosten für die Zu- 
sammenlegung von Arbeits- 
losen- und Sozialhilfe aufzu- 
fangen und das kommunale 
Finanzdefizit abzubauen. 

Gleichzeitig übernimmt 
der Bund selbst immer we- 
niger Verantwortung für die 

Maria Eichhorn 

Förderung von Familien. 

Dies wird durch den Haus- 
haltsentwurf für das Jahr 

2005 eindeutig belegt: der 
Etat des Bundesfamilienmi- 
nisteriums weist die stärk- 
sten Kürzungen unter allen 
Ministerien auf und sinkt 

um 4,4 Prozent oder 211 
Millionen Euro. 

Zugleich hat sich Famili- 
enministerin Schmidt von 
ihrem Ziel der Wahlfreiheit 

für Eltern verabschiedet. El- 
tern, die ihre Kinder selbst 
erziehen, werden von der 
Bundesregierung in doppel- 
ter Weise bestraft: Der be- 
darfsgerechte Ausbau von 
Kinderbetreuungsangeboten 

geht an ihnen weitestge- 

hend vorbei. Gleichzeitig er- 
halten Eltern, die ihre Kinder 
selbst erziehen, im nächsten 

Jahr erneut weniger Erzie- 

hungsgeld. 
Die mit dem neuen Ge- 

setz angestrebten Entlastun- 

gen der Kommunen um 200 
Millionen   Euro   durch   Ein' 
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sparungen in anderen Berei- 
chen der Kinder- und Jugend- 
hilfe sind nur ein Tropfen auf 
den heißen Stein. Die 

CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on hat bereits im vergange- 
nen Jahr einen Gesetzent- 
wurf für eine umfassende 
Novellierung der Kinder- und 
Jugendhilfe vorgelegt, der 
von der rot-grünen Bundes- 
regierung blockiert wurde. 

Renate Schmidt fordert 
die Kommunen auf, ihren 
Pflichten zur Kinderbetreu- 
ung nachzukommen. Ich 
ordere Renate Schmidt auf, 
sich gegen die starken Kür- 
2ungen in ihrem Ressort zur 
Wehr zu setzen und für eine 
^gemessene Förderung 
v°n Familien zu sorgen. 

Maria Eichhorn ist die 
familienpolitische Spreche- 
rn der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion. 

Gesellschaft trägt 
Verantwortung für 

Jugendliche 

*Ur Zurückweisung des 
Anspruchs des Bundesra- 
ts gegen die Einführung 

*'ner Sondersteuer auf Al- 
koPops durch den Deut- 
Schen Bundestag: 

Der unzulässige Konsum 
0r> Alkopops durch Jugend- 

'che unter 18 Jahren  und 
le Bekämpfung dieses Pro- 
ems durch Erhebung einer 

Gerlinde Kau 

Sondersteuer auf diese alko- 
holischen Mischgetränke ist 
Ausdruck der Situation in 
unserer Gesellschaft. Diese 
scheint nicht mehr in der La- 

ge zu sein, verantwortungs- 
bewusst zu handeln und ihr 
auferlegte Pflichten und Re- 
geln einzuhalten. Gesetze, 
gesetzliche Beschränkungen 
und Selbstverpflichtungen 
für Spirituosenindustrie, Ver- 
antwortung der Eltern für ih- 
re Kinder - dies alles tritt bei 
der Erhebung der Sonder- 

steuer in den Hintergrund 
und alle gesellschaftlichen 
Gruppen erhalten einen Frei- 
brief, sich aus ihrem Verant- 
wortungsbereich zurückzu- 
ziehen. Wieder einmal heißt 
das Motto: Der Staat wird es 
schon richten! Doch wir dür- 

fen jedem einzelnen seine 
gesellschaftlichen Pflichten 
nicht abnehmen. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat daher in 

ihrem Antrag die gesell- 
schaftlichen Gruppen in die 

Pflicht genommen. Die Ein- 
haltung des Jugendschutzge- 
setzes durch den Getränke- 

handel und die Gastronomie, 
keine Alkopops an unter 
18jährige abzugeben sowie 
die rigorose Überwachung 
des Jugendschutzgesetzes 
durch die kommunalen Ord- 
nungsämter wie auch die 
Verpflichtung der Spirituo- 
senindustrie, diese Mischge- 
tränke durch eine spezielle 
Kennzeichnung und einen 

Warnhinweis auszuzeichnen, 
wird der Verantwortung un- 
serer Kinder und Jugendli- 
chen gegenüber gerecht. Die 
Erhebung einer Sondersteu- 
er blendet hingegen die 
gesellschaftliche Verantwor- 
tung aus und kann somit 
auch nicht wirksam zum Ziel 
führen, den Konsum von Al- 
kopops bei unter 18jährigen 
einzudämmen. 

Gerlinde Kaupa ist die 
Drogenbeauftragte der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Die SPD kommt nicht aus 
dem Umfragetief. Nach ei- 
ner Forsa-Erhebung würden 
nur noch 23 Prozent der 
Deutschen die Sozialdemo- 
kraten wählen. Damit ver- 
liert die SPD in dieser Um- 
frage einen Prozentpunkt 
gegenüber der Vorwoche. 
Die Union gewinnt einen 
Prozentpunkt und kommt 
auf 46 Prozent. 

23I04 



Hartmut Schauerte: 

Mittelstand hofft auf mutige Reformpolitik 
Die CDU-Vorsitzende An- 

gela Merkel und Gastgeber 
Hartmut Schauerte, mit- 
telstandspolitische Spre- 
cher der Unionsbundes- 
tagsfraktion, eröffneten 
auch in diesem Jahr ge- 
meinsam das Sommerfest 
des PKM. 

Über 1.500 Gäste konnte 
der Gastgeber und Vorsit- 
zende des Parlamentskrei- 
ses Mittelstand, Hartmut 
Schauerte, in diesem Jahr 
zum traditionellen Sommer- 
fest begrüßen, unter ihnen 
Mittelständler aus ganz 
Deutschland, Handwerker, 
Verbandsvertreter, Journali- 

sten und zahlreiche Unions- 
Politiker, wie CDU-General- 
sekretär Laurenz Meyer, 
den JU-Vorsitzende Philipp 
Missfelder, der MIT-Vorsit- 
zenden Peter Rauen und 
viele Kolleginnen und Kolle- 

gen der Bundestagsfrakti- 
on. An einem der wenigen 
fußballfreien Abende wäh- 
rend der EM beging man 
gleich ein doppeltes Jubi- 
läum: Das „Sommerbiwak" 
wurde 30 Jahre alt und setz- 
te nun schon zum 5. Mal sei- 
ne langjährige Bonner Tra- 
dition erfolgreich „Unter 
den Linden" Berlins fort, wo 
man zu einer festen Größe 
im politischen und gesell- 
schaftlichen Leben zählt. 

Auch wenn der Mittel- 

stand nach fast sechs Jahren 
rot-grüner Politikverantwor- 
tung im Bund nicht zum fei- 
ern zu mute ist, nutzen die 
Gäste die gesellige Atmos- 
phäre zum Gedankenaus- 
tausch in lockerer Runde. 
Hartmut Schauerte warnte 
in seiner Begrüßung ein- 
dringlich vor Stillstand oder 
Rückschritten  und  sicherte 

Hartmut Schauerte begrüßt die Ehrengäste 

Angela Merkel 

der Partei- und Fraktionsvor- 
sitzenden Dr. Angela Merkel 
die volle Unterstützung des 
Unions-Mittelstands für eine 

mutige Reformpolitik zu: 
„Wir sind bereit - für eine 
bessere Politik und eine bes- 
sere Regierung!" 

Seinen besonderen Dank 
richtete der PKM-Vorsitzen- 
de an über 40 Sponsoren, 
ohne die das Sommer-Biwak 

nicht möglich gewesen wäre- 

Nur durch die großzügige 

Unterstützung und den viel- 
fältigen Einsatz der Sponso- 
ren und ihrer Mitarbeiter 

konnten die Gäste des PKM 
erneut aus einem großzügi' 
gen Angebot an Köstlichkei- 
ten probieren. Nicht zuletzt 
dadurch wurde das diesjähri- 

ge Sommerfest wieder ein- 
mal zu einem hervorrage!1' 

den Beispiel für die Lei' 
stungskraft von Wirtschaft 
und Mittelstand in Deutsch- 

land. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

CDU-Baseballcap 

Bestell-Nummer:9656 
Preis je 10 Stück: 27,00 € 
inkl. MwSt.: 31,32 € 

STPOSTENI 

CDU-Scooter 
'nkl. Rucksack 

Bestell-Nummer:9673 
Preis je 1 Stück: 
'nkl. MwSt: 29,0 >i*\     l+J 

$7. € 

CDU-Regenschirm 

Bestell-Nummer: 9658 

Preis je 1 Stück: 7,70 € 
inkl. MwSt.: 8,93 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben 
20 Bälle im Netz inkl. einer Ballpumpe. 

Bestell-Nummer: 9i 
Preis je 20 Stück: 
inkl. MwSt.: 122,9 ^« € 

Windbreaker„CDU" 
100% Nylon, dunkelblau, Futterstoff dun 

kelblau: 65% Polyester, 35% Baum- 
wolle.Ausstattung: Vorder und Taschen- 
reissverschluss, Bündchenregulierung 

durch Zugband, mit Stopper und inte- 

grierter Kapuze. 

Größe L: Bestell-Nummer:9840 
Größe XL:      Bestell-Nummer: 9841 
Größe XXL:    Bestell-Nummer: 9842 
Preis je Windbreaker: 28^|^?      l^j^° 
inkl. MwSt.: 32,48 €      ^\^      \+jtf 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Flaschenöffner 

Bestell-Nummer:9835 

Preis je 10 Stück: 8,80 € 
inkl. MwSt: 10,21 € 

Fahrradflasche 

Bestell-Nummer: 9872 
Preis je 4 Stück: 9,00 € 
inkl. MwSt.: 10,44 € 

Rollenbandmaß (2 m) 

Bestell-Nummer: 9834 
Preis je 5 Stück: 
inkl. MwSt.: 10, 5C 

7jOo € 

Fahrradtasche 

Mit separatem Umhängegurt. 

Bestell-Nummer: 987 
Preis je 1 Stück: 

inkl. MwSt: 6,73. 

r: 3ö/x 

+jto € 
SJSJ € 

23IO i 



Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1 190 
53 348   Rhei nbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

RESTPOSTEN 

CDU-Seemannsrucksack 

blau        Bestell-Nummer:9661 
gelb        Best-Nr.: 9662 
Preis je 1 Stück: ^^€   \OjOO Uke> 
inkl.MwSt.:20,ljÄ       \\jlO   l*k° 

Reflektorenarmband für 
Hand- und Fußgelenk 
Bei Sport und Spiel ein nützlicher 
Begleiter für die Straße 

Bestell-Nummer:9740 
Preis je 12 Stück: 12,00 € 
inkl. MwSt.: 13,92 € 

RESTPOSTEN^ 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

*3|04 


